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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Zusammenarbeit  
im Bereich des Verfassungsschutzes 
– Drucksache 18/4654 – 

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung  

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 933. Sitzung am 8. Mai 2015 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zum Gesetzentwurf insgesamt 
a) Der Bundesrat weist auf die herausragende Bedeutung einer leistungsfähigen föderalen Sicherheitsarchi-

tektur für den Erhalt einer freiheitlichen demokratischen Grundordnung und die Lebensqualität aller Men-
schen in der Bundesrepublik Deutschland hin. 

b) Der Bundesrat bekräftigt dabei angesichts der internationalen extremistischen Sicherheitsbedrohungen das 
Prinzip des Grundgesetzes, dem zufolge Menschenwürde und Freiheit nur in einer wehrhaften Demokratie 
dauerhaft gewährleistet sind. 

c) Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Bundesregierung, die begonnene Reform des Verfassungsschutzes 
durch gesetzgeberische Maßnahmen fortzuführen. Die wesentlichen Ziele des Gesetzentwurfs, die Zent-
ralstellenfunktion des Bundesamts für Verfassungsschutz näher auszuformen und die Analysefähigkeit so-
wie die Zusammenarbeit zwischen den Sicherheitsbehörden weiter zu verbessern, werden unterstützt. 

d) Der Bundesrat lehnt allerdings die vorgesehene Erweiterung operativer Zuständigkeiten des Bundesamts 
für Verfassungsschutz für sämtliche, auch nicht länderübergreifende gewaltorientierte Bestrebungen ab. 
Aus dem schlichten Gewaltbezug allein kann noch nicht auf eine generelle Betroffenheit des Bundes ge-
schlossen werden. Die politische Verantwortlichkeit für die darauf gestützten Maßnahmen ist nicht mehr 
klar zuzuordnen. Die im Gesetzentwurf vorgesehene bloße Kenntnisgabe („Benehmen“) reicht nicht aus; 
der Bundesrat erachtet eine Änderung durch Einführung eines echten Zustimmungsvorbehalts („Einver-
nehmen“) im Sinne der föderalen Sicherheitsarchitektur für zwingend geboten. 

e) Der Bundesrat hält es im Hinblick auf das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot für bedenklich, dass 
der Gesetzentwurf in § 9b BVerfSchG-E bei bestimmten strafrechtlichen Verurteilungen eine Anwerbung 
und den Einsatz von V-Personen nur grundsätzlich ausschließt, ohne die Ausnahmen im Gesetz zu benen-
nen. 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 

Drucksache 18/5051 – 2 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode 
 
 
Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 
 
Zu Buchstabe a bis c 
Die Bundesregierung teilt die Ausführungen des Bundesrates und begrüßt die Unterstützung zu den wesentli-
chen Zielen des Gesetzentwurfs. 
 
Zu Buchstabe d 
Die Bundesregierung hält jedoch die Regelung zur erweiterten operativen Zuständigkeit des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz bei zwar regionalen, aber gewaltorientierten Bestrebungen für erforderlich. Die Vorschrift 
hat Auffangfunktion und trägt zur Gewährleistung der Aufklärungsaufgabe des Verfassungsschutzverbundes in 
einem Aufgabenbereich bei, in dem es keine blinden Flecke geben darf. Die originäre Landeszuständigkeit 
bleibt unberührt und die politischen Verantwortungen – im Land für die Aufgabenwahrnehmung der Landes-
behörde und im Bund für die Aufgabenwahrnehmung des Bundesamtes – klar zuzuordnen. Die Herstellung des 
Benehmens mit dem jeweiligen Land trägt – wie bereits bei der Durchführung des geltenden § 5 Absatz 2 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes – dazu bei, dass die Interessen der Länder hinreichend berücksichtigt werden. 
 
Zu Buchstabe e 
Die Bundesregierung wird im weiteren Verfahren die Aufnahme von Ausnahmegründen in den Gesetzestext 
prüfen. 


